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— 48 -
Unterstühungsklage ües Vaters gegen eine verheiratete,

in Güterverbinüung lebende îochter.
(Entscheid des Regierungsrates des Kantons Baselstadt vom 8. Dezember 1931.)

I. Ein in Berlin wohnhafter, erwerbsunfähig gewordener Vater, deutscher

Staatsangehöriger, erhob gegen seine in Basel mit einem Schweizer verheiratete,
in Güterverbindung lebende Tochter beim Regierungsrat Klage auf Leistung eines
monatlichen Unterstlltzungsbeitrages von 199 Fr., da die Genannte vermöglich und

zu dieser Beitragsleistung imstande sei.

Die Beklagte bestritt in erster Linie die Aktivlegitimation des Klägers; denn
da dieser vom Wohlfahrtsamt in Berlin unterstützt werde, sei nur diese Behörde

zur Klage legitimiert. Materiell sei die Klage unbegründet: einerseits sei der

Kläger nicht bedürftig und anderseits habe die Beklagte weder Einkommen noch

Vermögen.

II. Der Regierungsrat gelangte zur Abweisung der Klage mit folgender
Begründung:

1. Nach Art. 9 des Bundesgesetzes betreffend die zivilrechtlichen Verhältnisse der

Niedergelassenen und Aufenthalter richtet sich die Unterstützungspflicht zwischen
Verwandten nach dem heimatlichen Rechte des Unterstlltzungspflichtigen. Da die
Beklagte Schweizerin ist, kommt somit schweizerisches Recht zur Anwendung.
Maßgebend sind Art. 328 ff. des schweizerischen Zivilgesetzbuches, wonach Kinder
verpflichtet sind, ihre Eltern zu unterstützen, sobald diese ohne diesen Beistand in Not
geraten würden. Der Anspruch geht auf die Leistung, die zum Lebensunterhalt des

Bedürftigen erforderlich und den Verhältnissen des Pflichtigen angemessen ist.
2. In formalrechtlicher Beziehung ist die Frage der Aktivlegitimation des

Klägers zu bejahen. Die Auffassung der Beklagten, daß der Anspruch des
Unterstützten auf die den Kläger unterstützende Armenbehörde übergegangen sei, ist nicht
begründet. Das schweizerische Recht kann Wohl für die schweizerischen
Armenbehörden eine solche Regelung treffen, aber es kann nicht Armenbehörden eines

andern Staates mit der gleichen Befugnis ausstatten. Im vorliegenden Fall handelt
es sich um eine ausländische Armenbehörde. Der Regierungsrat tritt daher auf
die Klage ein.

3. Materiell ist dagegen die Klage abzuweisen. Wie aus den ergangenen Akten
hervorgeht, verfügt die Beklagte über keinen eigenen Verdienst; sie besorgt die
Haushaltung. Vermögen besitzt sie ebenfalls nicht. Zwar gibt die Beklagte zu, daß sie

seinerzeit von ihrer Großmutter in Berlin zirka 4999 Fr. geerbt hatte. Allein sie

hat durch Vorweisung von Rechnungsbelegen nachgewiesen, daß sie diesen Betrag
im Hinblick auf ihre seinerzeitige Verheiratung damals zu allerlei Anschaffungen
für den Haushalt verausgabt hat. Das vom Ehemann versteuerte Vermögen von
23,999 Fr. rührt nicht von der Beklagten, sondern aus Ersparnissen her, die die
Ehegatten während der Ehe gemacht haben. Das sukzessive Anwachsen des
Vermögens von 7999 Fr. im Jahre 1919 auf 23,999 Fr. im Jahre 1939 bestätigt diese

Auffassung, die übrigens auch von der Steuerverwaltung geteilt wird. Da die

Ehegatten in Güterverbindung leben, gehört das in Frage stehende Vermögen
nach den Grundsätzen des Güterrechts dem Ehemann. Der Ehefrau steht zurzeit
kein Anspruch an diesem Vermögen zu. Unter diesen Umständen kann die Beklagte

zur Unterstützung ihres Vaters nicht herangezogen werden. Es fehlt der Nachweis
für ihre finanzielle Leistungsfähigkeit. Damit ist die Abweisung der Klage gegeben,

und es erübrigt sich, auf die Angelegenheit weiter einzutreten.
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